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Der soziale Angriff von oben
als Teil eines (neo-)liberal-autoritären Krisenregimes
Von der Gruppe Blauer Montag*

In: express 9/2026

Die Bundesregierung hat unter dem Schlagwort der »Modernisierung des Sozialstaates« einen
umfassenden Angriff auf die Arbeits- und Reproduktionsbedingungen der Klasse angekündigt
und plant offenkundig seine zügige Umsetzung. Wie bei der rot-grünen Agenda 2010 geht es
auch jetzt um mehr als um eine kurzfristige Krisen- oder Konjunkturintervention. Damals wie
heute handelt  es sich vielmehr um den strategischen Versuch zur Initiierung eines neuen,
dauerhaften Akkumulationsschubes bzw. um die dauerhafte und strukturelle Verbesserung der
Reproduktionsbedingungen des Kapitals. Freilich sind heute die Rahmenbedingungen deut-
lich andere: Zum einen hat die internationale Finanzkrise 2008/2009 den von Rot-Grün inten-
dierten  Akkumulationsschub  weitgehend  ausgebremst.  Zum  anderen  haben  der  russische
Überfall auf die Ukraine, die Verwerfungen zwischen der EU und den USA bzw. die globale
Neuorientierung der US-Administration sowie die neue Rolle Chinas die politischen und öko-
nomischen Leitplanken für Staat und Kapital in Deutschland massiv verändert. Der soziale
Angriff des jetzigen Krisenregimes ist daher auch integraler Teil eines neuen politischen und
ökonomischen Großmachtstrebens inklusive der Bereitschaft, die eigenen ökonomischen In-
teressen gegebenenfalls überall auf der Welt auch militärisch durchsetzen zu können. Dabei
sind Aufrüstung und Kriegsbereitschaft nicht die direkten Ursachen für die propagierte »Mo-
dernisierung des Sozialstaates«. Sehr wohl sind aber angestrebte Kriegsfähigkeit und sozialer
Angriff zwei Seiten derselben Medaille: Staat und Bourgeoisie in Deutschland bringen sich
auch international neu in Stellung.

Generalangriff auf die Klasse

Die jetzt öffentlich diskutierten Maßnahmen der Bundesregierung knüpfen relativ nahtlos an
die politischen und ideologischen Weichenstellungen der Agenda 2010 an. Und es ist daher
wenig verwunderlich, dass sich Bundesregierung und ihre Think Tanks (Peter Paul Zahl hatte
die »Expert:innen« und »Weisen« mal treffend als »Miethirne des Kapitals« charakterisiert)
heute wieder auf die Agenda 2010 berufen. In der Gesamtschau dessen, was zur Zeit in Bund
und Ländern an Maßnahmen diskutiert wird, handelt es sich aber um einen Generalangriff,
der sowohl in seiner Breite wie auch in seiner Radikalität deutlich über die Agenda 2010 hin-
ausgeht. Insbesondere die letzten Grundpfeiler der in den 1960er, 1970er und 1980er Jahren
erkämpften  Sozialstaatsliberalisierung  sollen  eingerissen  werden.  Dabei  ist  es  zunächst
schwierig, zwischen Ankündigungen und Maßnahmen zu unterscheiden, denn seit dem Koali-
tionsvertrag der aktuellen Regierungskoalition erleben wir ein mediales Trommelfeuer, das
vor allem allgemeine Verunsicherung produziert. Voller Angst starren die Kaninchen auf die
Schlange. Faktisch liegen nach der Neufassung des SGB II Ende 20251 und dem neuen Bei-

1 Bundesministerium für Arbeit und Soziales: Gesetz zur Umgestaltung der Grundsicherung für Arbeit-
suchende, seit 1. Juli 2026 in Kraft. Online: https://www.bmas.de/
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tragsstabilisierungsgesetz  zu  den  gesetzlichen  Krankenkassen2 bisher  nur  ein  Referenten-
entwurf zu einem Pflegeneuordnungsgesetz3 sowie die Empfehlungen der »Expert:innenkom-
mission« zur Rentenreform vor. Das macht es schwierig, hinter dem ganzen Pulverdampf jene
Maßnahmen zu identifizieren, die tatsächlich wirksam werden. Und selbst dort, wo Gesetzes-
entwürfe vorliegen, befinden sich diese noch in der Diskussion.

Allerdings ist es erklärtes Ziel der Bundesregierung, bis Ende des Jahres 2026 wesentliche
Bausteine der geplanten »Sozialstaatsmodernisierung« zu verabschieden4: Veränderungen bei
der Pflege, der gesetzlichen Krankenversicherung, der Rente sowie beim Arbeitszeitgesetz.
Auch Veränderungen bei den Karenztagen und beim Kündigungsschutz sind noch für dieses
Jahr geplant. Wenn man den Verlautbarungen nach dem Treffen der Ministerpräsident:innen
der Länder mit dem Bundeskanzler glauben darf, dann kommen 2027 zudem massive Ände-
rungen bei  den so  genannten  sozialpolitischen Leistungsgesetzen,  insbesondere  dem SGB
VIII (Kinder- und Jugendhilfe) und dem SGB IX (Hilfen für Menschen mit Beeinträchtigun-
gen). Ebenfalls 2027 sollen unter anderem eine weitere »Gesundheitsreform«, eine grundle-
gende Neuregelung beim Wohngeld sowie drastische Einschränkungen beim Unterhaltsvor-
schuss für Alleinerziehende umgesetzt  werden.5 Auch wenn Art  und Umfang der letztlich
durchgesetzten Maßnahmen heute noch in der Diskussion sind (und nicht zuletzt auch vom
erwarteten und tatsächlichen gesellschaftlichen Widerstand abhängen), ist davon auszugehen,
dass die Bundesregierung ihre Pläne entschieden verfolgt und zügig durchsetzen will.

Faktisch plant die Bundesregierung einen Generalangriff auf alle Segmente der Klasse, auf
die  Arbeitsbedingungen,  auf  den  direkten  wie  indirekten  Lohn,  auf  die  Reproduktions-
bedingungen proletarischer Familien, auf arbeitsunabhängige Einkommensteile, auf das ge-
samte soziale Sicherungssystem und damit nicht nur auf die Reproduktionsbedingungen des
lohnarbeitenden Teils  der  Klasse,  sondern  auch auf  diejenigen der  Armen,  Erwerbslosen,
»Leistungsbeeinträchtigten« etc.

Steigerung der Mehrwertrate

Ganz  eindeutig  zielen  die  geplanten  Maßnahmen  im  Bereich  des  unmittelbaren  Produk-
tionsprozesses auf die Erzwingung von Mehrarbeit einerseits und auf die Verbilligung der Ar-
beitskraft andererseits. Im Vokabular der Kritik der Politischen Ökonomie ausgedrückt geht
es also um eine Steigerung der Mehrwert- bzw. Ausbeutungsrate. Dabei scheinen es Staat und
Kapital aktuell vor allem auf die Erzwingung von Mehrarbeit und die Steigerung des absolu-
ten Mehrwerts abgesehen zu haben. Die propagierte Zurückdrängung von Teilzeitarbeit, der
geplante Wegfall von Karenztagen im Krankheitsfall und die Abschaffung der elektronischen
Krankschreibung zielen genauso auf eine forcierte Inwertsetzung von Arbeitskraft wie der
unter dem Motto der Arbeitszeitflexibilisierung geplante Angriff auf den Acht-Stunden-Tag
oder die Ausweitung der Sonn- und Feiertagsarbeit. Mit den in diesem Zusammenhang ge-
planten steuerlichen Anreizen wird das Kapital weitgehend aus der Bezahlung der Mehrarbeit
entlassen.  Aber auch die (geplanten) Veränderungen bei der gesetzlichen Rente oder dem
SGB II müssen als Maßnahmen zur Erzwingung von inwertgesetzter Arbeit gelesen werden:
Abschaffung der abschlagsfreien Rente (zwei Jahre vorzeitig nach mindestens 45 Beitragsjah-
ren), Erhöhung des Renteneintrittsalters, Einschränkung von Möglichkeiten zur Altersteilzeit,6

Verschärfung der Arbeitsverpflichtung für Alleinerziehende oder pflegende Angehörige. An-

2 Bundesministerium für Gesundheit: Gesetz zur Stabilisierung der Beitragssätze in der gesetzlichen Kranken-
versicherung (GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz), Entwurf: 29. April 2026; Beschluss: 10. Juli  2026; 
Inkrafttreten: 30. Juli 2027. Online: https://www.bundesgesundheitsministerium.de/

3 Bundesministerium für Gesundheit: Pflegeneuordnungsgesetz (PNOG), 5. Juni 2026. Online: 
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/

4 Koalitionsausschuss CDU/CSU und SPD: Programm für Aufschwung und Beschäftigung, 2. Juli 2026.
Online: https://www.bundesfinanzministerium.de/

5 Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen: Entwurf eines Gesetzes zur Verein-
fachung und Fortentwicklung des Wohngeldgesetzes, Kabinettsentwurf vom 6. Juli 2026. Online: 
https://www.bmwsb.bund.de/. In der Diskussion beziehungsweise in der Planung sind des Weiteren eine 
Neuregelung bei der Berechnung der SGB-II-Regelsätze sowie Einschränkungen beim Kindergeld
(vgl. Ulrich Schneider, Die Produktion von Armut, in: express, 7/8-2026).

https://www.bmwsb.bund.de/
https://www.bundesfinanzministerium.de/
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/
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gesichts der dominierenden patriarchalen Familienverhältnisse wird insbesondere der letzte
Aspekt zu einer Verschärfung der Doppelbelastung von Frauen führen.

Parallel zur direkten Erzwingung von Mehrarbeit zielen etliche der geplanten Maßnahme
zusätzlich auf eine stärkere Kontrolle der lebendigen Arbeit durch die Stärkung des innerbe-
trieblichen Kommandos: die Ausweitung der sachgrundlosen Befristung von 24 auf 48 Mona-
te, die Aufweichung des Kündigungsschutzes, die offene Drohung mit Massenerwerbslosig-
keit in den industriellen Kernbereichen. In der Verlautbarung des Koalitionsausschusses vom
2. Juli 2026 werden »die Tarifparteien« darum »gebeten«, der Bundesregierung Vorschläge
für eine tariflich geregelte Aufweichung des Arbeitsschutzes,  zur Erleichterung von Sach-
grundbefristungen, zur Einschränkung von betrieblichen Sorgfalts- und Berichtspflichten und
zu Beschleunigungen von KI-Prozessen im Betrieb (also Einschränkung der Mitbestimmungs-
rechte von Betriebs- und Personalräten) zu machen. Leider spricht einiges dafür, dass sich die
DGB-Gewerkschaften diesen »Bitten« nicht verschließen werden.

Reproduktionsniveau der Klasse: senken

Dabei zielen die Drohungen mit Massenerwerbslosigkeit auch auf die Löhne und Gehälter der
abhängig Beschäftigten. Tatsächlich zeigen sie bereits Wirkung: Für die befristete Standorts-
icherungszusage des Unternehmens akzeptieren Betriebsrat  und Gewerkschaft  bei  Porsche
einen erheblichen Lohnverzicht.7 Zum anderen enthält der Preis der Ware Arbeitskraft aber
auch indirekte Lohnanteile wie etwa die Beiträge der Kapitalisten zu den Sozialversicherun-
gen. Auf der gesamtgesellschaftlichen Ebene gehören zu den Reproduktionkosten der Klasse
darüber hinaus auch die Kosten für Schulen, Kitas, Krankenhäuser, Pflegeeinrichtungen, So-
zialhilfe/Bürgergeld, Wohnungslosenhilfe, Eingliederungshilfe, Kinder- und Jugendhilfe etc.,
also das gesamte soziale Sicherungssystem, das zum Leben und Überleben (ganz zu schwei-
gen von so etwas wie »gesellschaftlicher Teilhabe«) aller Teile des proletarischen »Multiver-
sums« (Karl Heinz Roth) notwendig ist. Diese Reproduktionskosten sind in überwiegendem
Maße steuerfinanziert, also durch Mittel, die vom Mehrwert der Kapitalisten einerseits und
den Löhnen und Gehältern abhängig Beschäftigter andererseits an den Staat abgeführt wer-
den. Vor diesem Hintergrund sind die Angriffe auf die Gesundheits- und Pflegeversicherung,
auf das Bürgergeld, auf die Rentenversicherung, auf die Kinder- und Jugendhilfe und die Ein-
gliederungshilfe, auf das Wohngeld und auf die so genannten »freiwilligen Leistungen« des
Staates nichts anderes als der Versuch, die Reproduktionskosten der Klasse als Ganzes zu
senken und damit auf der gesamtgesellschaftlichen Ebene die Rate des Mehrwerts zu erhöhen
– und zwar nicht über eine Steigerung der Arbeitsproduktivität, sondern über einen direkten
Angriff auf das Reproduktionsniveau der Klasse, also durch Verarmung.

Kürzung und Umbau des Sozialstaates: radikaler Backlash

Dabei werden einerseits sozialstaatlich vermittelte Reproduktionsleistungen gekürzt. Am of-
fensichtlichsten ist das bei den Streichungen der so genannten »freiwilligen Leistungen« des
Staates,  also  bei  den  zuwendungsfinanzierten  Teilen  des  sozialen  Hilfesystems,  die  nicht
durch gesetzlich verankerte individuelle Rechtsansprüche abgesichert sind: so etwa der Groß-
teil der sogenannten Integrationsleistungen für Migrant:innen, der größte Teil der Wohnungs-
losenhilfe und der Drogen- und Suchtkrankenhilfe, die offene Kinder- und Jugendarbeit, Frau-
enhäuser, etc. Aber darüber hinaus sind auch alle Bereiche der Sozialgesetzbücher betroffen.
Das Bestreben etwa, die Beiträge zur gesetzlichen Krankenversicherung und zur Pflegeversi-
cherung stabil zu halten, manifestiert sich darin, dass Leistungen im Krankheits- oder Pflege-
fall eingeschränkt (Zahnersatz, Therapien ohne »wissenschaftlich nachweisbare Wirkungen«,
strengere Prüfung der Pflegegrade etc.) und/oder Kosten auf die Versicherten bzw. den direk-

6 Bundesministerium für Arbeit und Soziales (Hg.): Empfehlungen der Alterssicherungskommission, 24. Juni 
2026. Online: https://www.bundesregierung.de/. Laut Empfehlung 13 ist sich die Kommission bewusst, dass
dies einen Eingriff in die Tarifautonomie darstellt, allerdings sei er aufgrund einer »Verbesserung der Er-
werbsbeteiligung Älterer« und einer »möglichen Entlastung der Sozialversicherungen« gerechtfertigt (ebd.).

7 Christoph Kapalschinski: Porsche verschärft den Sparkurs, 30. Juli 2026. Online: 
https://www.businessinsider.de/

https://www.businessinsider.de/
https://www.bundesregierung.de/
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ten  Lohn  abgewälzt  werden  (erhöhte  Eigenbeteiligungen/Zuzahlungen  bei  Medikamenten,
Krankenhausaufenthalten,  stationärer  Pflege,  Einschränkung  der  beitragsfreien  Mitversi-
cherung etc.).

Bereits die bisherigen Renten»reformen« waren eine Mischung aus verstärkten »Arbeits-
anreizen«, einer Absenkung des Rentenniveaus und kapitalgedeckten Refinanzierungsformen.
Die Vorlage der Rentenkommission, die die Bundesregierung weitgehend umsetzen möchte,
baut diesen Weg konsequent aus. Vor allem die Vorschläge zur »Anpassung der Hinterbliebe-
nenversorgung an geänderte gesellschaftliche Normen und Rahmenbedingungen« – offenbar
denkt die Bundesregierung inzwischen sogar an eine Abschaffung der Hinterbliebenenrenten
– und zur »Dämpfung des Rentenanstiegs« bedeuten eine direkte Einkommenssenkung; eine
Verschärfung der Altersarmut ist hier programmiert.8 Ähnliche Auswirkungen auf das Niveau
der Alterssicherung sind von der geplanten Absenkung der Rentenbeiträge für pflegende An-
gehörige und der Streichung der Rentenpunkte für pflegende Angehörige, die selbst Rente
beziehen, zu erwarten. Die Entwertung von Care-Arbeit, die hier zum Ausdruck kommt, wird
faktisch vor allem das Rentenniveau von Frauen treffen.

Dem Vernehmen nach haben sich Bundeskanzler und Ministerpräsident:innen der Länder
am 25. Juni 2026 auch über grundlegende Veränderungen bei den Leistungsgesetzen zur Kin-
der- und Jugendhilfe und der Eingliederungshilfe geeinigt.9 Beide Gesetze sind insbesondere
den Kommunen und Ländern seit Langem ein Dorn im Auge, da sie die größten Kostenfakto-
ren in den Sozialetats bilden. Auch hier geht es in allererster Linie um Kürzungen, also um
Leistungseinschränkungen, die ab 2027 auf den Weg gebracht werden sollen. Gerade in die-
sen beiden Gesetzen (SGB VIII und SGB IX) schlagen sich aber die sozialpolitischen Libera-
lisierungen nieder, die soziale Bewegungen von Ende der 1960er Jahre bis in die 1980er Jahre
erkämpft haben: Abschaffung der Heim- und Anstaltsfürsorge; individuelles Wunsch- und
Wahlrecht von Kindern, Jugendlichen, ihren Eltern und Menschen mit Beeinträchtigungen;
einklagbare individuelle Rechtsansprüche und Vorrang bedarfsgerechter individueller Leis-
tungen. Schließlich finden auch völkerrechtliche Normierungen wie die UN-Kinderrechtskon-
vention oder die UN-Behindertenrechtskonvention in diesen Gesetzen ihren nationalen Nie-
derschlag. Bisherige Einsparversuche in diesen Bereichen fanden ihre Grenze regelmäßig dar-
in, dass sich niemand getraut hat, diese sozialrechtlichen Grundlagen anzugreifen. Diese Zu-
rückhaltung ist nun offenbar vorbei.

Aussteuerung vs. Bedarfsorientierung

Folgt man dem Bund-Länder-Aktionsplan zu diesen Regelungsbereichen, dann werden die
hier  geplanten  Kürzungen  mit  einem  radikalen  Backlash  der  sozialpolitischen  Grund-
orientierung umgesetzt. Die bisher vorrangige Denkfigur von Kindern, Eltern, Familien und
Menschen mit Beeinträchtigungen als selbstbestimmten autonomen Rechtspersonen wird er-
setzt durch die Rückkehr zum Primat staatlicher Planungs- und Steuerungsvorgaben. Nicht
der – im Zweifel auch gerichtlich einklagbare – individuelle Bedarf und Wunsch entscheidet
über die tatsächliche Leistung, sondern die Entscheidungen der Jugend- und Eingliederungs-
ämter. Das autoritäre Krisenregime zeigt sich somit auch in den Instanzen der sozialpoliti-
schen Regulierung, und der angestrebte neue Dirigismus wird augenfälligster Ausdruck eines
zunehmend unverhohlenen Autoritarismus gegenüber den Teilen der Klasse, die nicht oder
nicht mehr in die Verwertungslogik integriert werden können. Die ideologische Begründung

8 Im Unterschied zu früheren Überlegungen, in denen von einer Absenkung des umlagefinanzierten Rentenni-
veaus auf 46 Prozent die Rede war, verzichtet die Kommission auf die Nennung eines konkreten Prozentsat-
zes. Stattdessen schlägt sie die Wiedereinführung eines »Nachhaltigkeitsfaktors« vor, der im Wesentlichen 
das Niveau der umlagefinanzierten Rente an das Verhältnis von Beitragszahler:innen zu Rentner:innen kop-
pelt. Eine höhere Zahl von Leistungsberechtigten »dämpft« damit das Rentenniveau. In den Worten der 
Kommission: Rentner:innen werden stärker an den Finanzierunglasten beteiligt. Nach offenbar intensiver 
Diskussion verzichtet die Kommission auf eine Koppelung der Rente an die Inflationsentwicklung – und 
zwar mit dem expliziten Hinweis auf eine mittelfristig niedrige Lohnentwicklung.

9 Pressekonferenz des Bund-Länder-Treffens: »Neuer Geist des föderalen Miteinanders« (Mitschrift vom 25. 
Juni 2026). Online: https://www.bundesregierung.de/
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für die staatlichen Durchgriffsrechte gegenüber »Ballastexistenzen« sind dabei nicht eugeni-
scher oder »rassehygienischer« Natur, sondern durch und durch (neo-)liberal/wirtschaftsutili-
taristisch: Die Versorgung von Nicht-Verwertbaren ist zu teuer, lohnt sich nicht und/oder geht
zu Lasten von Inwertsetzungsprozessen.

Auffällig in diesem Zusammenhang ist  der Vorrang, den der Bund-Länder-Aktionsplan
den so genannten Regelsystemen beimisst.  Damit  sind (i.d.R.  staatliche) Institutionen wie
Kita, Schule, Jugendberufsagenturen und die Rehabilitations-/Wiedereingliederungsangebote
der Bundesagentur für Arbeit bzw. der Jobcenter gemeint. Diese gelten offenbar als zentrale
Sozialisierungs- und Reproduktionsagenturen,  während am individuellen Bedarf orientierte
Leistungen über Einschränkungen des Rechtsanspruchs in die Rolle von »Ausnahmen« oder
»Sonderleistungen« gedrängt werden sollen. Dass diese Regelsysteme vor allem Systeme der
Aussortierung waren und sind, ist seit Langem bekannt. So wie etwa das System Schule syste-
matisch migrantisch-proletarische Schüler:innen benachteiligt, war und ist es niemals inklu-
siv.10 Die Logik hinter der relativen Stärkung der Regelsysteme scheint simpel: Staat und Ka-
pital können auf die Reproduktion verwertbarer lebendiger Arbeit nicht verzichten,11 gleich-
zeitig sollen aber wahlweise »unnütze« oder »unwirksame« Ausgaben vermieden werden.
Entsprechend werden die »Regelsysteme« gestärkt, während Leistungen für diejenigen einge-
schränkt werden, die in diesen Systemen nicht verwertbar gemacht werden können. »Nicht-
Integrierbare«,  »Auffällige«,  »Systemsprenger:innen«,  dauerhaft  »Dysfunktionale«  werden
aussortiert und abgewickelt. Dass z.B. auch bei der Schulbegleitung für Kinder und Jugendli-
che mit Beeinträchtigungen gespart wird, ist somit kein Widerspruch: Es geht in den Regel-
systemen eben nicht darum, dass dort jede:r mitkommt.

Spaltungspotenziale und Perspektiven

Die »Modernisierung des Sozialstaates« entschlüsselt  sich zwar als Generalangriff  auf die
Klasse und ihre Reproduktionsbedingungen, aber unabhängig davon, wann und in welcher
konkreten Form die geplanten Maßnahmen tatsächlich umgesetzt werden, werden die einzel-
nen Klassensegmente sehr unterschiedlich getroffen. Die Beschäftigten in den Betrieben wer-
den anders getroffen als Erwerbslose, Geringverdiener:innen und proletarische Familien, die
auf die sozialen Hilfesysteme angewiesen sind, sowie Alte und Kranke. Und selbst von Bran-
che zu Branche können die Auswirkungen etwa der angestrebten Arbeitszeitflexibilisierung,
der Aufweichung des Arbeitsschutzes, der Erleichterung von Befristungen oder der geplanten
Betriebsrenten unterschiedlich sein. Es ist zu befürchten, dass die Integration von SPD und
Gewerkschaften bei der »Aushandlung eines Gesamtpakets« einerseits auf der Basis erhebli-
cher Spaltungen der abhängig Beschäftigten und andererseits auf Kosten der »Dysfunktiona-
len«/»Leistungsunfähigen«/Armen, also derjenigen, die sich der Inwertsetzung in den so ge-
nannten Regelsystemen widersetzen, vollzogen wird. Deren Reproduktion erscheint zuneh-
mend als »überflüssig«, und gleichzeitig werden sie zur Zielscheibe autoritärer Normalitäts-
fantasien. Zugespitzt formuliert: Insbesondere die Reproduktion von abhängig Beschäftigten
in den industriellen Kernbereichen bzw. den so genannten »Zukunftstechnologien« wird eini-
germaßen abgefedert, während sowohl das ganze Spektrum der prekären Beschäftigung wie
auch die beschäftigungslosen Teile der Klasse (Alte, Kranke, Erwerbslose, Kinder und Ju-
gendliche, Behinderte) mit Verarmung bedroht werden. Im Prinzip wird ihre Reproduktion
grundsätzlich in Frage gestellt bzw. nur noch auf Armutsniveau gewährleistet. Aus diesem
Grund wäre es so falsch wie fatal, wenn die »Modernisierung des Sozialstaates« nur aus Be-
schäftigten-/Gewerkschaftssicht betrachtet wird.

Angesichts der radikalen Planungen der Bundesregierung sind die bisherigen Reaktionen
sowohl der DGB-Gewerkschaften als auch der großen Wohlfahrtsverbände erschreckend zu-
rückhaltend. Sie scheinen weder in der Lage noch willens, die geplanten Maßnahmen und

10 Die Abschaffung der Förderschulsysteme zugunsten von Inklusionsklassen in Hamburg sind z.B. von betrof-
fenen Eltern teilweise heftig kritisiert worden, weil die Inklusionsklassen völlig unterfinanziert und die Leh-
rer:innen für ihre neue Aufgabe nicht qualifiziert waren.

11 In den Klagen über den Fachkräftemangel wird das besonders deutlich.
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ihren übergreifenden Zusammenhang zu benennen und zu kritisieren. Das ist nicht nur deswe-
gen fatal, weil diese Großorganisationen noch am ehesten über den organisatorischen Rahmen
verfügen,  den  unterschiedlichen  »Teilbereichsbetroffenheiten«  entgegenzuwirken  und  den
Angriff auf alle Klassensegmente in den Blick zu nehmen. Offenbar nehmen weder Gewerk-
schaften noch Wohlfahrtsverbände wahr, dass die »Modernisierung des Sozialstaates« auch
die faktische Aufkündigung des korporatistischen Keynesianismus der 1960er – 1980er Jahre
bedeutet. Die Integration von Gewerkschaften und Verbänden in die Regulierungsmechanis-
men des Kapitalverhältnisses und staatliche Planungen, in den 1950er und 1960er Jahren we-
sentliches Merkmal des »rheinischen Kapitalismus«,12 werden seit den 1980er Jahren sukzes-
sive aufgeweicht und finden zunehmend nur noch pro forma statt. Im autoritären (Neo-)Libe-
ralismus des aktuellen Krisenregimes werden Gewerkschaften und Verbände nicht  einmal
mehr in die Beratungsprozesse eingebunden.

Bislang macht es den Eindruck,  als  ob die Vorgehensweise der Bundesregierung ihren
Zweck erfüllt: Die verschiedenen Angriffe in Produktion und Reproduktion werden vorwie-
gend als Angriffe auf Teilbereiche wahrgenommen, auf die sowohl die unmittelbar Betroffe-
nen als auch Gewerkschaften und Verbände nicht oder nur bezogen auf ihre unmittelbare Be-
troffenheit reagieren. Dabei zeigen sich bei den DGB-Gewerkschaften bereits Risse und Kon-
kurrenzen, die sich nicht zuletzt im widersprüchlichen Kurs des DGB niederschlagen. Wäh-
rend die  Vorsitzende im Herbst  2025 die  Sozialkürzungen kritisiert,13 äußerte  sie  sich im
Sommer 2026 zu den konkreten Maßnahmen der Regierung so positiv,14 dass sogar der ehren-
amtlich geführte ver.di-Gewerkschaftsrat sich veranlasst sah, eine schärfere Gangart zu for-
dern.15 Dahinter verbirgt sich die traditionelle Spaltung zwischen Industrie- und Dienstleis-
tungsgewerkschaften: Die Angriffe auf die Reproduktionsbedingungen des Proletariats wer-
den hingenommen, solange die Produktion läuft (und nicht zuletzt mit Rüstungsaufträgen ab-
gesichert  wird).  Ähnliche  Kompensationsversprechen  gibt  es  dagegen  in  den  öffentlichen
Dienstleistungs- und Reproduktionsbereichen nicht. Damit die Pläne der Bundesregierung in
ihrer Gesamtheit als Angriff auf alle verstanden werden, muss sich in den Werkhallen, in den
Büros, bei den freien Trägern und ihren Beschäftigten noch einiges tun. Aktionen wie die der
Vertrauensleute der IG Metall bei Mercedes Benz, manche Stellungnahmen der Beschäftigten
bei VW oder auch die vereinzelt entstehenden neuen Sozialbündnisse sind dafür vielleicht
erste Ansätze.

Hamburg, August 2026

* Die Gruppe Blauer Montag ist ein Arbeitskreis aus Hamburg, der seit Anfang der 1990er 
Jahre kontinuierlich zu Fragen und Facetten linker Klassenpolitik diskutiert.
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12 Besonders markante Beispiele für diese Integration sind etwa der bundesgesetzlich festgeschriebene Vorrang
der Freien Wohlfahrtspflege bei der sozialstaatlichen Leistungserbringung 1961 sowie die Konzertierte Akti-
on von Regierung, Gewerkschaften und Kapitalverbänden 1967.

13 Tagesschau: »Debatten über sozialen Kahlschlag müssen aufhören«. Online: https://www.tagesschau.de/
14 Deutscher Gewerkschaftsbund: DGB-Chefin Fahimi: »Richtige Signale für Beschäftigung, Wachstum und 

Entlastung«, https://www.dgb.de/.
15 junge Welt: Vorsitzende des Verdi-Gewerkschaftsrates irritiert über Positionierung von DGB-Chefin zum 

Reformpaket der Bundesregierung, 7. Juli 2026. Online: https://www.jungewelt.de/
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